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HANS RAUSCHER

Die Politik des
Für-blöd-Haltens

Derzeit domi-
niert bei uns
das Sich-blöd-
stellen, bezie-
hungsweise
andere für
blöd halten.
Einige Bei-
spiele aus der

jüngeren Vergangenheit:

Der Rechnungshof erklärt
den Assistenzseinsatz
des Bundesheeres –

schwer bewaffnete junge Män-
ner kontrollieren im Grenz-
land Kellerfenster und Autotü-
ren – zu einer immens teuren
(zwischen 12 und 30 Millio-
nen Euro) und so gut wie sinn-
losen Maßnahme. Die Regie-
rung, vom Kanzler abwärts,
will diese Geld-und Ressour-
cenverschwendung trotzdem
beibehalten, denn sie „erhöhe
das subjektive Sicherheitsge-
fühl der Bevölkerung“. Krasser
kann man die populistische
Scheinpolitik unserer Regie-
rung gar nicht darstellen. Um
die Summen könnte man 270
Polizeibeamte anstellen, aber
die Regierung stellt sich blöd
und hält die Bevölkerung für
blöd.

Ein verwandtes Thema ist
die Diskussion um Erstaufnah-
mezentren für Asylwerber. Der
gesunde Menschenverstand
und die Meinung von Exper-
ten sagt einem, dass es organi-
satorisch besser, sozialverträg-
licher und humaner wäre, dut-
zende kleinere Zentren einzu-
richten statt große Lager, wo
schon die beabsichtigte Archi-
tektur an die Dreißigerjahre er-
innert. Die Innenministerin
gibt zu, dass sie solche Großla-
ger eh schon am anus mundi
errichten, dann aber noch eine
Ausgangssperre draufpacken
will, damit die spärliche
ortsansässige Bevölkerung
nicht den Anblick von spazie-
ren gehenden Asylanten ertra-
gen muss.

Auch das wieder reine Au-
genauswischerei-Politik: Statt

das Problem anzupacken und
ordentlich zu managen, ver-
sucht man die Asylwerber aus
dem Blickfeld zu drücken.

Der Obmann der Pensions-
versicherungsanstalt erklärt,
dass die Einnahmen aus den
Pensionsbeiträgen nicht rei-
chen , um die von der Regie-
rung beschlossene Pensionser-
höhung um 1,5 Prozent zu de-
cken und dass daher aus Steu-
ergeldern der Staatszuschuss
erhöht werden muss. Er
schlägt vor, nachzudenken, ob
die Pensionserhöhungen im-
mer an die Inflation gekoppelt
werden sollen. Die Chefs der
Seniorenverbände, Khol
(schwarz) und Blecha (rot),
ehemalige hohe Politiker,
schreien Zeter und Mordio.
Realitäten zur Kenntnis zu
nehmen, komme überhaupt
nicht in Frage, so lautet (in
Übersetzung), ihre Reaktion.
Der Gedanke, vielleicht eine
Zielabwägung zu machen –
soll der Staat eher in den Aus-
bau des Pensionssystems in-
vestieren anstatt in Zukunfts-
projekte – kommt ihnen nicht
einmal im Traum.

Schließlich noch eine
schlichte Frage: in wel-
chem Zustand befindet

sich ein Gemeinwesen, dass
im Jahre 2010 eine extrem
rechte Kandidatin erstens von
einer ziemlich großen Parla-
mentspartei in die Bundesprä-
sidentenwahl geschickt wird,
zweitens erst dazu gezwungen
werden muss, sich wenig
überzeugend vom Nationalso-
zialismus und seinen Verbre-
chen zu distanzieren?

In Wirklichkeit ein demo-
kratiepolitischer Super-GAU.
Aber die offizielle Politik
drückt sich um eine klare Be-
nennung dieses Zustandes.
Wie sonst ja auch. Die jetzige
Politikergeneration glaubt, mit
Schmäh durchzukommen, ge-
stützt durch Inserate in den
Krawallzeitungen.
hans.rauscher@derStandard.at

Wie beschränkt ist
die Verteidigung des
freien Uni-Zugangs?
– Rektor Badelt:
„Dieses System ist
nur mehr zynisch,
asozial und
ineffizient.“ Foto: Corn

Subtil heruntergemacht

Betrifft: „Ohne Deutsch-Kenntnis-
se keine Sozialleistungen“ – Inter-
view mit Mchael Spindelegger

der Standard, 5. 3. 2010
Auf Rassismusopfer angespro-
chen, kratzt Michael Spindeleg-
ger so schnell die Kurve zu
Integrationsmangel aufgrund feh-
lender Deutschkenntnisse, dass
zwischen den Zeilen eindeutig zu
lesen ist: selbst schuld!

Vielleicht würde es ihm guttun,
selbst Integration zu betreiben
und auch mit jenen in Kontakt zu
treten, die ihn staatsbürger-
schaftsbedingt nicht wählen kön-
nen. Er könnte dann beispielswei-
se feststellen, wie viele tüchtige
Migrantenkinder in bewunderns-
wert kurzer Zeit Deutsch lernen.
Auf den Spielplätzen dominiert
oft die deutsche Sprache, obwohl
sie von eingewanderten Kindern
gesprochen wird und viele Mi-
grantinnen stellen verwundert
fest, dass ihre Kinder untereinan-
der Deutsch sprechen. Wäre der
Zwangs-Deutschkurs der Schlüs-
sel zum Integrationserfolg, müss-
ten wir längst unter integrations-
resistenten, nichtdeutschsprachi-
gen EU-Binnenmigranten leiden,
die keine „Integrations“-Kurse be-
suchen müssen und von denen es
in Österreich laut Migrationssta-
tistik deutlich mehr gibt als etwa
Türken. Wer die Erfolgsgeschich-
ten der Migranten verschweigt

und Migration in erster Linie als
Problem thematisiert, macht sich
an der alltäglichen Fremden-
feindlichkeit ebenso mit schuld
wie am Erfolg der Rechtspopulist.

Dr. Harald Buschbacher
1060 Wien

Keine Wiederwahl zulassen
Betrifft: „Fischer und Schönborn
zu Rosenkranz“ von Gerfried
Sperl“

der Standard, 8. 3. 2010
Wenn Herr Schönborn meint: An
den Missbrauchsfällen sei die
„Sexualisierung“ mitschuldig, so
ist er keine moralische Instanz,
über FrauRosenkranz zuurteilen!
Realistischerweise hat kaum ein
Kandidat gegen einen amtieren-
den Bundespräsidenten eine rea-
listische Siegeschance. Dement-
sprechend sollte man zukünftig
nur eine einzige (verlängerte)
Amtszeit zuzulassen – dann gäbe
es immer gleiche Wahlchancen.

Richard M. Koschuta
8020 Graz

Die echte Bildungslücke
Frau Rosenkranz bewirbt sich

für das höchste Amt und gibt in
Zusammenhang mit dem Verbots-
gesetz an, mit dem Wissen zu
agieren, das ihrer österreichi-
schen Schulbildung entspricht.
Mit der Aussage, sich seither über
dreißig Jahre hinweg nicht wei-
tergebildet zu haben, disquali-
fiziert sie sich selbst ganz von

LESERSTIMMEN
Anfang an! Gut nur, dass sie sich
und ihre Unterstützer so gleich
am Start – für hoffentlich mög-
lichst viele – unwählbar macht!

Hans Lerperger
per Interet

Der Zölibat ist ein Übel
Betrifft: „Priester unter Generalver-
dacht“ von Dominikus Kraschl

der Standard, 8. 3. 2010
Sicher werden Menschen durch
die Unterwerfung unter den Zöli-
bat weder homosexuell, noch pä-
dophil. Es steht für mich jedoch
außerZweifel, dass religiöseMen-
schen, die sich des Umganges mit
ihrer Sexualität nicht sicher sind,
bestärkt durch die sexualitäts-
feindliche Haltung der katholi-
schen Kirche Hoffnung in eine zö-
libatäre Umgebung setzen und da-
her in den entsprechenden kirch-
lichen Berufen Zuflucht suchen.
Oft vergeblich, wie sich weltweit
herausstellt. Darüber hinaus sei
darauf hingewiesen, dass z. B. in
Gefängnissen sonst heterosexuel-
le Personen aus physischer Not
homosexuelle Handlungen bege-
hen. Eine Abschaffung des Zöli-
bats wäre also insofern von Nut-
zen, als sexuell labile Menschen
sich nicht mehr in der Kirche so-
zusagen konzentrieren könnten.
Dazu kommt der Ehrlichkeitsfak-
tor. Katholische Priester könnten
sich offen zu ihren Frauen und
Kindern bekennen. Ingrid Lavee

per Internet

Hochschulzugang:
Die Politik wird zum Drama

Die Diskussion über den frei-
en Hochschulzugang ist
wieder voll entbrannt. Laut

Wissenschaftsministerin wird es
in den Massenstudien ohne Zu-
gangsbeschränkungen nicht ge-
hen.SPÖ,Grüneund„Audimaxis-
ten“ sind empört. Die Lösung des
Problems liege in mehr Geld für
die Unis, Zugangsbeschränkun-
gen seien untragbar und würden
Proteste „der“ (welcher?) Studie-
renden auslösen. Wieder ist eine
Runde in einem unendlichen
Spiel eingeleitet. In der Praxis gibt
es weder Geld noch eine geregel-
ten Zugang. Übrig bleiben die

überlasteten Unis und die dort in-
skribierten Studierenden.

Dazu das Fallbeispiel der zweit-
größten Universität Österreichs,
der Wirtschaftsuniversität Wien
(WU), einer spezialisierten Uni-
versität mit mehr als 26.000 Stu-
dierenden; Sie bietet nur zwei Ba-
chelorstudien an, allerdings zäh-
len beide Studien zu den überlas-
teten Massenstudien, interne Um-
schichtungsmöglichkeiten von
unterausgelasteten zu überlaste-
ten Studien gibt es daher nicht.

Erster Akt des Dramas: Die
jüngste Novelle zum Universitäts-
gesetz schreibt den „freien“ Hoch-
schulzugang fest: Die Universität
muss jeden Maturanten zum Stu-
diumzulassen, unddas gilt für alle
Bürger/innen aus der EU, also
auch aus Deutschland. Ferner
rühmt sich die Regierung, eine
„Studieneingangsphase“ ver-
pflichtend vorzuschreiben (die es
an der WU schon vor der Gesetzes-
änderung gab); allerdings: Diese
dient nur der Orientierung. Prü-
fungen,diedieZahlderStudieren-
den an die vorhandenen Kapazitä-
ten anpassen, sind ausdrücklich
verboten! Wenn aber aufgrund des
Andrangs ausländischer Studie-

Christoph Badelt*

Ja zu Aufnahmeregelungen
in Massenfächern sagt die
zuständige Ministerin. SP,
Grüne und Audimaxisten
wollen stattdessen mehr

Geld. De facto gibt’s
weder das eine noch das
andere. – Willkommen

im Reich der Farce.
Genehmigung des Antrags nicht
in Frage käme. Der Antrag sei
rechtswidrig, was durch ein Gut-
achten, das man der WU bislang
nicht einmal gezeigt hat, bestätigt
sei. Und überdies ginge es nicht
an, dass die WU eine „Eliteuniver-
sität“ werden wolle, vielmehr
habe sie ihren öffentlichen Auf-
trag zu erfüllen. Was zweifellos
stimmt. Allerdings steht dahinter
ein seltsames Verständnis einer
Eliteuniversität: Wenn eine Uni,
bei der jetzt schon mehr als 300
Studierende auf eine Professoren-
stelle kommen, sich dagegen
wehrt, noch mehr Studierende,
aber nicht mehr Personal zu be-
kommen, dann droht nach dem
Verständnis der SPÖ-Wissen-
schaftssprecherin
die Gefahr, sie
könnte zur „Eliteu-
niversität“ werden.
Jetzt wissen die
Unis endlich, was
man bei uns unter
„Elite“ versteht.
Und weiters: Offen-
sichtlich haben die
österreichischen
Unis zwar einen öf-
fentlichen Auftrag,
nur die Politik hat
keine Verpflich-
tung, die Erfüllung
dieses Auftrags zu finanzieren.

5. Akt des Dramas: Der liegt
noch in der Zukunft: Wahrschein-
lich werden weiterhin alle politi-
schen Kräfte, die keine Finanzver-
antwortung haben, mehr Geld für
die Unis verlangen, während
gleichzeitig die Regierungsspitze
Pläne zur Budgetsanierung vor-

legt. Für die WU müsste nur zur
Herstellung von durchschnittli-
chen Betreuungsrelationen in
Österreich (121 Studierende pro
Professor/in) die Zahl der Profes-
sorenstellen fast verdreifacht wer-
den (von 68,8 Stellen auf rund 200
Stellen). Und dazu müssten ent-
sprechende Büro- und Lehrräume
finanziert werden, also etwa eine
Verdreifachung des Budgets von
derzeit rund 100 Millionen Euro.
(vomAnspruch, auch„Spitzenfor-
schung“ zu betreiben, um beim
nächsten internationalen Ver-
gleich gut abzuschneiden, ganz zu
schweigen.) Und ähnliches müss-
te für die anderen überlasteten
österreichischen Unis passieren.
Und da dieses Geld nicht da ist,

werden die Audi-
maxistenweiterhin
den freien Hoch-
schulzugang ver-
langen, die SPÖ
wird ihn „mit Er-
folg“ verteidigt ha-
ben und ein paar
Tausend junge
Menschen werden
jährlich an der WU
aufgenommen wer-
den, um dann in ei-
ner Sequenz von
Multiple-Choice-
Prüfungen wäh-

rend eines Zeitraums von bis zu
zweieinhalb Jahren wieder aus
der WU hinausgeprüft zu werden.
Dieses System ist weder „liberal“
noch „sozial“ – es ist nur mehr zy-
nisch, asozial und ineffizient.

*Christoph Badelt ist Rektor
der Wirtschaftsuniversität Wien.

Beispiel WU: Die
Studienanfängerzahl

übersteigt die
Kapazitäten bereits
um das Fünffache.
Aber eine Auswahl

ist verboten.

„

“

render die Studienbedingungen
„unvertretbar“ werden, dann kann
die Regierung die Universität er-
mächtigen, Zulassungsverfahren
einzuführen. Nach der Logik des
Gesetzes gibt es den Fall nicht,
dass aufgrund der Zahl der inlän-
dischen Studierenden die Studi-
enbedingungen unvertretbar sind
– den Fall gibt es halt nur in der
Praxis, aber eben nicht im Gesetz.

2. Akt des Dramas: Im Zuge der
Leistungsvereinbarungsverhand-
lungenzwischenMinisteriumund
Universität werden genaue Kapa-
zitätsrechnungen angestellt und
festgeschrieben: Die WU hat für
1.300 Bachelor-Absolventen pro
Studienjahr Platz; und das in einer
Situation, wo bereits 323 Studie-
rende auf eine/n Professor/in kom-
men. Bei den meisten Lehrveran-
staltungen im 1. Studienjahr wer-
den „Gruppengrößen“ von 300
Studierenden angenommen.
Wahrlich ein Luxus!

3. Akt des Dramas: Die Anfän-
gerzahl im Wintersemester steigt
dramatisch, unter anderem (aber
nicht nur) wegen des starken
WachstumsderdeutschenStudie-
renden. Für das gesamte laufende
Studienjahr zeichnen sich Anfän-
gerzahlen von bis zu 7.000 Perso-
nen ab. Das übersteigt die Kapazi-
täten bereits um mehr als das
Fünffache (!). Die WU stellte da-
her im November einen Antrag,
ein geordnetes Zulassungsverfah-
ren einführen zu dürfen. Wird ihr
das nicht erlaubt, dann müssen
schonmehr als 80Prozent der Stu-
dierenden in den ersten Semes-
tern wieder „hinausgeprüft“ wer-
den. Denn es gibt für sie keinen
Platz, aber eine offizielle Auswahl
in der Studieneingangsphase, die
sich an den Kapazitäten orientiert,
ist verboten.

4. Akt des Dramas: Seit einiger
Zeit gibt es Verhandlungen zwi-
schen den Koalitionspartnern
über die Genehmigung des WU-
Antrags. Offizielle Rückfragen
zum Antrag gibt es nicht. Doch
dann wird der WU von der SPÖ-
Wissenschaftssprecherin über die
Zeitung ausgerichtet, dass eine


